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Deutscher Juristinnenbund begrüßt Bundestagsbeschluss zur Abschaffung von § 219a StGB 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) begrüßt uneingeschränkt die heute im Deutschen 

Bundestag beschlossene Abschaffung des § 219a StGB, der Informationen zum Thema 

Schwangerschaftsabbruch unter Strafe stellte.  

Der Verband setzte sich seit 2017 für die ersatzlose Streichung der Norm ein. In insgesamt 

sieben Stellungnahmen hat der djb die Abschaffung gefordert und Reformvorschläge im Be-

reich der reproduktiven Rechte angemahnt. Der Bundeskongress des djb im September 2017, 

wenige Wochen vor der ersten Gerichtsverhandlung im Verfahren gegen die Ärztin Kristina 

Hänel, fand zu diesem Thema statt und diskutierte die Notwendigkeit einer Abschaffung der 

Norm.  

Die Präsidentin des djb, Prof. Dr. Maria Wersig, die auf der Tribüne des Bundestages die his-

torische Debatte gemeinsam mit vielen Vertreter*innen der Zivilgesellschaft und betroffenen 

Ärztinnen und Ärzten verfolgt hat, kommentiert: „Die Streichung des § 219a StGB war lange 

überfällig. Ein breites Bündnis hat diese gesellschaftspolitische Diskussion vorangebracht und 

auch der djb hat mit seiner Expertise einen Beitrag zum heutigen Ergebnis geleistet. Dank gilt 

den betroffenen Ärztinnen und Ärzten, die sich gegen die Kriminalisierung gewehrt haben. Der 

Deutsche Juristinnenbund wird sich weiterhin engagiert in die rechtspolitische Diskussion 

über reproduktive Rechte einbringen, denn es gibt weiterhin viel zu tun. Ein Beispiel ist der in 

Deutschland noch nicht umgesetzte und im Koalitionsvertrag verankerte kostenlose Zugang 

zu Verhütungsmitteln, der zeitnah umgesetzt werden sollte und aktuellen Sparzwängen schon 

aus menschenrechtlichen Gründen nicht geopfert werden darf.“ 

Die Vorsitzende der Strafrechtskommission Dr. Leonie Steinl ergänzt: „Für eine vollständige 

Gewährleistung reproduktiver Selbstbestimmung und reproduktiver Gesundheit sind weitere 

Maßnahmen erforderlich. Insbesondere muss der Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen ver-

bessert werden. Bestehende Barrieren müssen durch eine verbesserte Informations- und Ver-

sorgungslage abgebaut werden.“ 
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